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Entwurf eines Dritten Gesetzes über Änderungen 
und Ergänzungen von Vorschriften des Zweiten 
Buches der Reichsversicherungsordnung (Gesetz 
über Krankenversicherung der Rentner - KVdR) 
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tages herbeizuführen (Anlage 1). 
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am 21. Januar 1955 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
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Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

Über Änderungen und Ergänzungen von Vorschriften 
des Zweiten Buches der Reichsversicherungsordnung 
(Gesetz über Krankenversicherung der Rentner — KVdR) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungs- 
ordnung wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die §§ 165 bis 167 der Reichsversiche- 
rungsordnung erhalten die Fassung der 
Ersten Verordnung zur Vereinfachung des 
Leiistungs- und Beltragsrecht in der Sozial- 
versicherung vom 17. März 1945 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 41) mit der Abweichung nach 
§ 1 des Gesetzes über die Erhöhung der 
Einkommensgrenzen in der Sozialversiche- 
rung und der Arbeitslosenversicherung 
vom 13. August 1952 (BundesgesetzbL I 
S. 437). Diese Fassung wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

a) In § 165 Abs. 1 werden nach der 
Nummer 2 die Nummern 3 und 4 mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„3. Personen, welche die Vorausset- 
zungen für den Bezug einer Inva- 
lidenrente aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder eines Ruhe- 
geldes aus der Rentenversicherung 
der Angestellten erfüllen, diese 
Rente (Ruhegeld) beantragt haben 
und während der letzten fünf 
Jahre vor Stellung des Rentenan- 
trags mindestens zweiundfünfzig 
Wochen bei einem Träger der ge- 
setzlichen Krankenversicherung ver- 
sichert waren, 


4. Hinterbliebene der In den Num- 
mern 1 bis 3 bezelchneten Perso- 
nen, welche die Voraussetzungen 
für den Bezug einer Hinterbliebe- 
nenrente aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder der Ren- 
tenversicherung der Angestellten 
erfüllen und diese Rente beantragt 
haben; dies gilt auch für Hin- 
terbliebene von solchen Angestell- 
ten, die während der letzten fünf 
Jahre vor dem Tode mindestens 
zweiundfünfzig Wochen bei einem 
Träger der gesetzlichen Kranken- 
versicherung versichert waren.“ 

b) In § 165 Abs. 2 werden die Worte 
„alle diese“ durch die Worte „die In 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 bezelch- 
neten“ ersetzt. 

c) Dem § 165 wird ein neuer Absatz 6 
mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„(6) Voraussetzung der Versiche- 
rung für die in Absatz 1 Nummer 3 
und 4 bezelchneten Personen ist, daß 
sie nicht nach Absatz 1 Nummer 1 
und 2 oder nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften versichert sind, oder daß 
für sie nicht ein gesetzlicher Anspruch 
auf Familienkrankenhilfe besteht; für 
'die In Absatz 1 Nummer 4 bezelch- 
neten Personen ferner, daß sie nicht 
nach Absatz 1 Nummer 3 versichert 
sind.“ 

2. § 167 a wird gestrichen. 

3. In § 172 in der Fassung der Ersten Ver- 
ordnung zur Vereinfachung des Leistungs- 
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und Beitragsrechts in der Sozialversiche- 
rung vom 17. März 1945 (Reichsgesetzbl. I 

S. 41) wird Nummer 7 gestrichen. 

4. In § 182 Abs. 1 Nr. 2 wird folgender 
Satz 2 eingefügt: 

„Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeich- 
ne ten Versicherten haben keinen An- 
spruch auf Krankengeld.“ 

5. § 182a erhält folgenden Wortlaut: 

„§ 182a 

(1) Bei der Abnahme von Arznei, Heil- 
und Stärkungsmitteln hat der Versicherte 
von den Kosten jeder Verordnung bis zu 
fünf Deutsche Mark einen Betrag von 
fünfzig Deutsche Pfennig an die abgebende 
Stelle, jedoch nicht mehr als die wirklichen 
Kosten, zu zahlen. Überschreiten die 
Kosten der Verordnung den Betrag von 
fünf Deutsche Mark, so hat der Ver- 
sicherte für jede angefangene Deutsche 
Mark weitere zehn Deutsche Pfennig, 
höchstens jedoch drei Deutsche Mark zu 
zahlen. Enthält das Verordnungsblatt 
mehr als eine Verordnung, so ist der An- 
teil vom Gesamtbetrag zu berechnen. 

(2) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeichneten V ersicherten haben die Hälfte 
der in Absatz 1 genannten Beträge zu 
entrichten.“ 

6. In § 182 b Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte 
„der Invaliden- oder Angestelltenversiche- 
rung Invalidenrente oder Ruhegeld oder 
aus“ gestrichen. 

7. Demi § 184 wird folgender Absatz 6 ange- 
fügt: 

„(6) Zu den Kosten der Krankenhaus- 
pflege haben vom elften Tage des Kran- 
kenhausaufenthaltes an die in § 165 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 bezeichneten Versicherten 
einen Kostenbeitrag an das Krankenhaus 
zu zahlen. Die Satzung der Kasse be- 
stimmt seine Höhe; er darf für den Kran- 
kenhauspflegetag vierzig vom Hundert 
der auf den Kalendertag entfallenden 
Rente nicht übersteigen. Hierbei ist der 
Monat zu dreißig Tagen zu rechnen. Die 
Beteiligung ist nach dem Familienstand 
und unter billiger Berücksichtigung der 
Höhe der Renten abzustufen. Die Sat- 
zung kann bei bestimmten Krankheiten 
von einer Kostenbeteiligung absehen. Sie 
kann Richtlinien festlegen, nach denen 
der Vorstand zur Vermeidung unbilliger 
Härten in Einzelfällen die Beteiligung er- 
mäßigen oder von Ihr absehen kann.“ 


8. Dem § 186 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeiÄneten Versicherten haben keinen 
Anspruch auf Hausgeld.“ 

9. In § 187b Abs. 1 Sat^ 2 werden die 
Worte „fünfundzwanzig Deutsche Pfen- 
nig“ durch die Worte „fünfzig Deutsche 
Pfennig“ ersetzt. 

10. Dem ^ 195 a wird folgender Absatz 9 an- 
gefügt: 

„(9) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeichneten Versicherten haben keinen 
Anspruch auf Wochengeld.“ 

11. Dem § 199 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeich- 
neten Versicherten haben keinen Anspruch 
auf Schwangerengeld.“ 

12. § 201 erhält folgenden Wortlaut: 

4 201 

Das Sterbegeld beträgt beim Tode eines 
Versicherten das Zwanzigfache des Grund- 
lohns, mindestens jedoch fünfundsiebzig 
Deutsche Mark. Beim Tode eines in § 165 
Abs. INr. 3 und 4 bezeichneten Versicher- 
ten ist für die Bemessung des Sterbegeldes 
der gleiche Grundlohn wie für die Be- 
messung der Beiträge maßgebend.“ 

13. In § 204 wird das Wort „fünfzig“ durch 
das Wort „einhundert“ ersetzt. 

14. Dem § 205 a wird folgender Absatz 9 an- 
gefügt: 

„(9) Die in Absatz 1 bezeichneten An- 
gehörigen der in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeichneten Versicherten erhalten kein 
Wochengeld.“ 

15. Der § 205 b erhält folgenden Wortlaut: 

„§ 205 b 

Der Versicherte erhält beim Tode des 
Ehegatten oder eines lebend geborenen 
Kindes und solcher Angehöriger, die mit 
Ihm In häuslicher Gemeinschaft lebten und 
von ihm überwiegend unterhalten wor- 
den sind, Sterbegeld in Höhe des halben 
satzungsmäßigen Mitgliedersterbegeldes, 
mindestens jedoch fünfzig Deutsche Mark. 
Es Ist um den Betrag des Sterbegeldes zu 
kürzen, auf das der Verstorbene selbst ge- 
setzlich versichert war. Bei Totgeburten 
kann die Satzung Sterbegeld zubilligen; es 
darf fünfzig Deutsche Mark nicht über- 
steigen.“ 
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16. Dem § 216 Abs. 1 ist folgende Nummer 4 
anzufügen: 

„4. für die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeidineten Versicherten und deren 
anspruchsberechtigte Familienange- 
hörige, solange sie in einer Anstalt 
dauernd zur Pflege untergebradit 
sind, in der sie im Rahmen ihrer ge- 
samten Betreuung Krankenpflege er- 
halten." 

17. Dem § 234 Abs. 1 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Für die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 be- 
zeichneten Versidierten tritt an die Stelle 
des Beschäftigungsortes der Wohnort.“ 

18. Dem § 235 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) In die Landkrankenkasse gehören 
audi die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeidi- 
neten Versicherten, die während des letz- 
ten Besdiäftigungsverhältnisses Mitglieder 
nadi Absatz 1 und 2 waren; dies gilt auch 
für ihre nach § 165 Abs. 1 Nr. 4 ver- 
sicherten Hinterbliebenen.“ 

19. Dem § 243 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) In die besondere Ortskrankenkasse 
gehören auch die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 
bezeidineten Versidierten, die während 
des letzten Beschäftigungsverhältnisses 
Mitglieder nach Absatz 1 waren; dies gilt 
auch für ihre nach § 165 Abs. 1 Nr. 4 
versicherten Hinterbliebenen.“ 

20. Dem § 244 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) § 243 Abs. 2 gilt entsprechend.“ 

21. Dem § 245 werden folgende Absätze 5 
und 6 angefügt: 

„(5) In die Betriebskrankenkasse gehö- 
ren auch die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 be- 
zeidineten Versidierten, die während des 
letzten Beschäftigungsverhältnisses Mit- 
glieder nadi Absatz 3 und 4 waren; dies 
gilt auch für ihre nach § 165 Abs. 1 Nr. 4 
versidierten Hinterbliebenen. 

(6) Werden Betriebskrankenkassen neu 
erriditet, so gehören Ihnen audi die In 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeidineten Ver- 
sidierten an, die während ihres letzten 
Beschäftigungsverhältnisses dem Betrieb 
angehört haben, für den die Betriebs- 
krankenkasse neu errichtet wird; dies gilt 
auch für ihre nach § 165 Abs, 1 Nr. 4 
versicherten Hinterbliebenen. Diese Ver- 


sicherten sind auf die In Absatz 1 genannte 
Mindestzahl der Versicherungspflichtigen 
anzurechnen.“ 

22. Dem § 250 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) In diie Innungskrankenkasse gehören 
auch die ln § 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeidi- 
neten Versidierten, die während des letz- 
ten Beschäftigungsverhältnisses Mitglieder 
nadi Absatz 2 waren; dies gilt auch für 
ihre nach § 165 Abs. 1 Nr. 4 versicherten 
Hinterbliebenen.“ 

23. § 306 erhält folgenden Wortlaut: 

4 306 

(1) Die Mitgliedschaft Versicherungs- 
pflichtiger, mit Ausnahme der in Absatz 2 
genannten Personen, beginnt mit dem 
Tage des Eintritts in die versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung. 

(2) Die Mitgliedschaft der In § 165 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeidineten Ver- 
sldierungspfliditlgen beginnt mit dem 
Tage der Stellung des Rentenantrages.“ 

24. Dem § 312 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Die Mitgliedschaft der in § 165 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeidineten Ver- 
sicherten endet mit dem Tode oder dem 
Entzug der Rente. Für den Zeitraum des 
Rühens der ganzen Rente werden Bei- 
träge nicht erhoben und Leistungen nicht 
gewährt.“ 

25. In § 313 Abs. 1 wird hinter „§ 312“ ein- 
gefügt „Abs. 1“. 

Der § 313 Abs. 2 Satz 1 erhält folgenden 
Wortlaut: 

„(2) Wer Mitglied bleiben will, muß es 
der Kasse binnen drei Wochen nach dem 
Ausscheiden, im Falle des § 311 nach Be- 
endigung der Kassenleistungen oder im 
Falle des § 312 Abs. 2 und des § 315 a 
nach Beendigung der Mitgliedschaft an- 
zeigen.“ 

26. Nach § 315 wird ein neuer § 315 a ein- 
gefügt mit folgendem Wortlaut: 

„§ 315 a 

(1) Als Mitglieder gelten 

1. Personen, die während der letzten fünf 

Jahre vor Stellung des Rentenantrages 

mindestens zweiundfünfzig Wochen bei 

einem Träger der gesetzlichen Kranken- 
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Versicherung versichert waren und eine 
Invalidenrente aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder ein Ruhegeld 
aus der Rentenversicherung der Ange- 
stellten beantragt haben, ohne die Vor- 
aussetzungen für den Bezug der Rente 
oder des Ruhegeldes zu erfüllen. 

2. Hinterbliebene der in § 165 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Personen, die 
eine Hinterbliebenenrente aus der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten 
beantragt haben, ohne die Voraus- 
setzungen hierfür zu erfüllen; dies gilt 
auch für Hinterbliebene von solchen 
Angestellten, die während der letzten 
fünf Jahre vor dem Tode mindestens 
zweiundfünfzig Wochen bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung versidiert waren. 

(2) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem 
Tage der Stellung des Rentenantrags. Sie 
endet mit dem Ablauf des Monats, in dem 
die Ablehnung des Rentenantrags endgül- 
tig geworden ist.“ 

27. In § 317 werden nach dem Absatz 4 neue 
Absätze 5, 6 und 7 mit folgendem Wort- 
laut eingefügt: 

„(5) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeichneten Personen, die eine Rente aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder 
der Rentenversicherung der Angestellten 
beantragen, haben mit dem Antrag eine 
Meldung für die zuständige Krankenkasse 
einzureichen. Der zuständige Rentenver- 
sicherungsträger hat die Meldung unver- 
züglich an die zuständige Krankenkasse 
weiterzugeben. 

(6) Nimmt eine der in § 165 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 bezeichneten Personen eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung auf, 
für die eine andere als die bisherige Kasse 
zuständig ist, so hat die für das versiche- 
rungspflichtige Beschäftigungs Verhältnis 
zuständige Kasse dies der bisher zuständi- 
gen Kasse und dem Rentenversicherungs- 
träger mitzuteilen. Dies gilt entsprechend, 
wenn das versicherungspflichtige Beschäf- 
tigungsverhältnis endet. 

(7) Das Ende, den Entzug oder das 
Ruhen der ganzen Rente hat der Renten- 
versicherungsträger der Kasse unverzüg- 
lich mitzuteilen.“ 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 8. 


28. § 380 erhält folgenden Wortlaut: 

4 380 

Die Mittel für die Krankenversicherung 
sind von den Arbeitgebern, den Ver- 
sicherten, den Trägern der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und dem Träger 
der Rentenversicherung der Angestellten 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 
aufzubringen.“ 

29. In § 381 Abs. 1 wird das Wort „Ver- 
sicherungspflichtige“ durch folgende 
Worte ersetzt: „die In § 165 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 bezeichneten Versicherten;“. 

Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Zu den Aufwendungen für die In 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Versicherten leisten die Träger der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der 
Träger der Rentenversicherung der An- 
gestellten Beiträge nach Maßgabe des 
§ 385 Abs. 2.“ 

Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Dies gilt auch für Personen, die einen 
Rentenantrag gestellt haben, bis zum Be- 
ginn der Rente. Beiträge, die sie vom 
Beginn der Rente bis zur Zustellung des 
die Rente gewährenden Bescheides ent- 
richtet haben, werden Ihnen zurück- 
gezahlt.“ 

30. Dem § 383 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht 
für die In § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 be- 
zeichneten Versicherten.“ 

31. In § 385 wird nach dem Absatz 1 ein 
neuer Absatz 2 eingefügt mit folgendem 
Wortlaut: 

„(2) Bei Bemessung der Beiträge nach 
§ 381 Abs. 2 wird von einem durch- 
schnittlichen Grundlohn ausgegangen. 

Er wird berechnet: 

1. Für die Orts-, Land-, Betriebs-, In- 
nungskrankenkassen und die Seekran- 
kenkasse aus dem durchschnittlichen 
Grundlohn aller dieser Kassen für den 
Bereich des Landes, in dem sie ihren 
Sitz haben. Hierbei bleiben die Grund- 
löhne der Betriebskrankenkassen der 
Bundesbahn, der Bundespost und des 
Bundesverkehrsministeriums außer Be- 
tracht. 



2. Für die Betnebskrankenkassen der 
Bundesbahn, der Bundespost und des 
Bundesverkehrsministeriums aus dem 
durchschnittlichen Grundlohn dieser 
Kassen sowie aller Orts-, Land-, Be- 
triebs- und Innungskrankenkassen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

Die durchschnittlichen Grundlöhne sind 
aus den Ergebnissen des letzten Gesch*äfts- 
jahres zu errechnen und um vierzig vom 
Hundert zu kürzen. Die Beiträge sind um 
ein Drittel niedriger zu bemessen als für 
die In § 165 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bezeich- 
net en Versicherten, die im Falle der Ar- 
beitsunfähigkeit keinen Anspruch auf 
Fortzahlung ihres Gehaltes oder Lohnes 
haben." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 3 und 4. 

32. Dem § 393 wird der bisherige § 393 a als 
Absatz 2 angefügt und danach ein neuer 
§ 393 a eingefügt mit folgendem Wort- 
laut; 

4 393 a 

Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
mit Zustimmung des Bundesrates nach 
Anhörung der beteiligten Bundesverbände 
Verwaltungsvorschriften über die Zahl- 
tage für die von den Trägern der Renten- 
versicherung der Arbeiter und dem Trä- 
ger der Rentenversicherung der Angestell- 
ten zu leistenden Beiträge, über die Be- 
rechnung der durchschnittlichen Grund- 
löhne und über das Beitragseinzugsver- 
fahren.“ 

33. Nach § 513 werden die §§ 514 und 515 
eingefügt mit folgendem Wortlaut; 

4 514 

(1) Die In § 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeich- 
neten Versicherten, die während ihres 
letzten Beschäftigungs Verhältnisses bei 
einer Ersatzkasse versichert waren, gehö- 
ren dieser Kasse an. 

(2) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 4 bezeich- 
neten Versicherten gehören der Ersatz- 
kasse an, der die in § 165 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 bezeichneten Versicherten angehört 
haben. 

§ 515 

(1) Die Mittel für die Krankenversiche- 
rung der in § 514 bezeichneten Ver- 
sicherten werden durch die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und 


durch den Träger der Rentenversicherung 
der Angestellten aufgebracht. Für die 
Bemessung der Beiträge gilt § 385 Abs. 2 
mit der Maßgabe, daß für Versicherte 
der Ersatzkassen, deren Geschäftsbereich 
sich über den gesamten Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erstreckt, die Vorschriften 
für die Betriebskrankenkassen der Bun- 
desbahn, der Bundespost und des Bundes- 
verkehrsministeriums entsprechend anzu- 
wenden sind. 

(2) Für die Bestimmung der Zahltage 
und für das Beitragseinzugsverfahren gilt 
§ 393 a.“ 

Artikel 2 

Übergangs- und Sdilußvorsdiriften 

§1 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
als Rentner nach § 4 des Gesetzes über die 
Verbesserung der Leistungen in der Renten- 
versicherung vom 24. Juli 1941 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 443) für den Fall der Krankheit 
versichert ist und zu den in § 165 Abs. 1 
Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung be- 
zeichneten Versicherten gehört, kann die 
Mitgliedschaft bei der Kasse beantragen, der 
er während der letzten fünf Jahre vor Stel- 
lung des Rentenantrags mindestens zweiund- 
fünfzig Wochen angehört hat. Dies gilt auch 
für seine nach § 165 Abs. 1 Nr. 4 versicherten 
Hinterbliebenen. 

(2) Die Mitgliedschaft bei der nach Absatz 1 
zuständigen Kasse beginnt mit dem Ersten 
des auf den Eingang des Antrages folgenden 
Monats; bis dahin bleibt sie bei der bisher 
zuständigen Kasse bestehen. 

§2 

Die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Versicher- 
ten, die einen Antrag auf Erwerb der Mit- 
gliedschaft bei einer anderen als der bisher 
zuständigen Kasse nicht stellen, bleiben Mit- 
glied ihrer bisherigen Kasse. 

§ 3 

(1) Bei der zweiten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes stattfindenden Rentenzahlung 
haben die in den §§ 1 und 2 bezeichneten 
Versicherten bei der rentenzahlenden Post- 
stelle eine von der nunmehr zuständigen 
Krankenkasse beglaubigte Bescheinigung über 
ihre Mitgliedschaft abzugeben. 
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(2) Der Krankenkasse ist der Renten- 
bescheid vorzulegen; ferner sind die Voraus- 
setzungen der Mitgliedschaft glaubhaft zu 
machen. 

§4 

Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 der 
Reidisversicherungsordnung bezeichneten Per- 
sonen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes 
einen Antrag auf Rente gestellt haben, über 
den nodi nicht entschieden ist, können die 
Mitgliedsdiaft bei der Kasse beantragen, bei 
der sie vor dem Ausscheiden aus der ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung zuletzt 
Mitglied waren. § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 
Als Tag der Antragstellung im Sinne des 
§ 306 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung 
gilt der Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

§5 

Die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten zahlen während der 
ersten drei Monate nach Inkrafttreten des 
Gesetzes die Pauschbeträge in der gleichen 
Höhe wie in dem der Verkündung des Ge- 
setzes vorausgegangenen Monat als Vorschuß 
an die vom Bundesminister für Arbeit be- 
stimmte Stelle. 

§6 

Der Bundesminister für Ar'beit erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durch- 
führung der §§ 1 bis 5 erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften. 

§7 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
als Rentner nach § 4 des Gesetzes über die 
Ver*besserung der Leistungen in der Renten- 
versicherung vom 24. Juli 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 443) für den Fall der Krankheit 
versichert ist oder nach § 4 der Verordnung 
über die Krankenversicherung der Rentner 
vom 4. November 1941 (Reidisgesetzbl. I 
S. 689) freiwillig versidiert ist und nicht zu 
den in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Versicherten gehört, kann die Versicherung 
freiwillig fort setzen; er hat dies der Kasse 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten an- 
zuzeigen. 

(2) Die Mitgliedschaft wird nicht unter- 
brochen, wenn der Versicherte Beiträge vom 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes an 
entrichtet, andernfalls beginnt die Versiche- 
rung an dem Tage des Einganges der Anzeige 
bei der Kasse. 


(3) Für die Bemessung des Beitrages der 
nach Absatz 1 Versicherten gilt § 385 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung ent- 
sprechend. § 313 a der Reichsversicherungs- 
ordnung findet Anwendung. 

§ 8 

Bei Versicherten, die Rente oder Ruhe- 
geld nach dem Gesetz über Fremdrenten der 
Sozialversicherung an Berechtigte im Bundes- 
gebiet und Im Land Berlin, über Leistungen 
der Sozialversicherung an Berechtigte im 
Ausland sowie über freiwillige Sozialversiche- 
rung (Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
gesetz) vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 848) beziehen, tritt für die Berechnung der 
Frist des § 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsver- 
sicherungsordnung an die Stelle des Zeit- 
punktes der Stellung des Rentenantrages der 
1. Juli 1944. 

§9 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
bisherigen Vorschriften (§ 13 der Verord- 
nung über die Krankenversicherung der 
Rentner vom 4. November 1941 — Relchs- 
geseczbi. I S. 689 — und Nummer 7 der So- 
zialversicherungsordnung Nr. 3 vom 28. Fe- 
bruar 1947 — Arbeitsblatt für die britische 
Zone S. 117 — ) bestehenden Zusatzversiche- 
rungen erlöschen. Die für Zusatzsterbegeld- 
versicherungen seit 20. Juni 1948 gezahlten 
Beiträge werden beim Tode auf Antrag er- 
stattet. 

§ 10 

(1) Soweit bei der Durchführung der Kran- 
kenversicherung der Rentner nach dem Ge- 
setz über die Verbesserung der Leistungen 
in der Rentenversicherung vom 24. Juli 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 443) In der Zeit vom 
1. Januar 1953 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Gesamtausgaben der Kranken- 
kassen die Gesamteinnahmen übersteigen, 
zahlen die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und die Träger der Rentenversidie- 
rung der Angestellten den Unterschiedsbetrag. 
Bei der Berechnung dieses Betrages wer den die 
Verwaltungskosten mit zwei Zehnteln der 
Verwaltungskosten der allgemeinen Kranken- 
versicherung angesetzt. Die Ausgaben für 
Arzneien und Heilmittel sowie für Kranken- 
hauspflege werden nur bis zu der Höhe je 
Mitglied und Jahr berücksichtigt, die der 
Kostensteigerung bei diesen Leistungen in der 
allgemeinen Krankenversicherung gegenüber 
dem Jahre 1952 entspricht. 
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(2) Die Träger der Rentenversicherungen 
bringen die erforderlidien Mittel nach Maß- 
gabe des § 4 des Gesetzes über die Gewäh- 
rung von Zulagen in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen und über Änderungen des 
Gemeinlastverfahrens (Rentenzulagengesetz) 
vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 

S. 505) auf. 

(3) Der Bundesverband der Ortskranken- 
kassen verteilt die aufgebrachten Mittel an 
diejenigen Krankenkassen, bei denen für den 
in Absatz 1 genannten Zeitraum die Aus- 
gaben für die Durchführung der Kranken- 
versicherung der Rentner die Einnahmen 
überstiegen haben, im Verhältnis der Unter- 
schiedsbeträge. Die Bundesbahnversicherungs- 
anstalt führt den auf sie nach den Absätzen 1 
und 2 entfallenden Anteil an die Bundesbahn- 
betriebskrankenkasse und an die Betriebs- 
krankenkasse des Bundesverkehrsminiisteriums 
unmittelbar ab. 

§ n 

Die knappschaftliche Krankenversicherung 
der Rentner (§ 5 der Verordnung über den 
weiteren Ausbau der knappschaftlichen Ver- 
sicherung vom 19. Mai 1941 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 287 — , Verordnung über die 
knappschaftliche Krankenversicherung der 
Rentner vom 8. Juni 1942 — Reidisgesetzbl.I 
S. 409 — ) wird durch die Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht berührt. 


Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf 
die Verkündung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes treten die bundes- und landesrecht- 
lichen Vorschriften über das Recht der Kran- 
kenversicherung der Rentner außer Kraft, 
soweit sie nidit für die knappschaftliche 
Krankenversicherung gelten. Insbesondere 
treten außer Kraft 


1. § 4 des Gesetzes über die Verbesserung der 
Leistungen in der Rentenversicherung vom 
24. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 443); 

2. die Verordnung über die Krankenversiche- 
rung der Rentner vom 4. November 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 689) mit der Maßgabe, 
daß die §§ 2 bis 4, § 11 Abs. 1, §§ 12 
bis 15, § 16 Abs. 2 bis § 18, § 20 Abs. 1 
und 2 für die knappschaftliche Kranken- 
versicherung der Rentner weitergelten; 

3. die Verordnung über die vorläufige Neu- 
festsetzung des Pauschbetrages zur Deckung 
der Ausgaben der Rentnerkrankenversiche- 
rung vom 8. Februar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 170); 

4. die Zweite Verordnung über die vorläufige 
Neufestsetzung des Pauschbetrages zur 
Deckung der Ausgaben der Rentnerkran- 
kenversicherung vom 14. Mai 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 298); 

5. die Verordnung über die Festsetzung und 
Verteilung des Pauschbetrages in der 
Krankenversicherung der Rentner vom 
27. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1082); 

6. die Sozialversicherungsanordnung Nr. 3 
vom 28. Februar 1947 (Arbeitsblatt für die 
britische Zone S. 117); 

7. die Sozialversicherungsanordnung Nr. 8 
vom 30. Mai 1947 (Arbeitsblatt für die 
britische Zone S. 195); 

8. Nummern 2 und 5 der Sozialversicherungs- 
anordnung Nr. 30 vom 5. Dezember 1947 
(Arbeitsblatt für die britische Zone S. 425); 

9. Artikel 1 1 der Ersten Verordnung zur 
Vereinfachung des Leistungs- und Beitrags- 
rechts in der Sozialversicherung vom 
17. März 1945 (Reichsgesetzbl. I S. 41). 

(3) Folgende Vorschriften werden geändert: 

l.In der Sozialversicherungsdirektive Nr. 20 
vom 1. Oktober 1946 (Arbeitsblatt für die 
britische Zone 1947 S. 19) wird in Num- 
mer 2 das Wort „Krankenversicherung" 
gestrichen und in Nummer 3 das Wort 
„Sozialversicherung" ersetzt durch die 
Worte „Rentenversicherung der Arbeiter, 
Rentenversicherung der Angestellten und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung". 

2. In der Sozialversicherungsanordnung Nr. 29 
vom 28. Oktober 1947 (Arbeitsblatt für 
die britische Zone S. 395) werden in Num- 
mer 1 die Worte „Kranken- und" gestrichen. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die soziale Krankenversicherung Ist vor- 
nehmlich für die In wirtschaftlich abhängiger 
Beschäftigung tätigen Arbeitnehmer geschaf- 
fen worden. Der Rentner konnte nach dem 
Ausscheiden aus der Krankenversldierungs- 
pfllcht zwar Mitglied seiner Krankenkasse 
bleiben, mußte aber die Beiträge selbst ent- 
richten. Wer vor dem Bezug der Rente nicht 
krankenversichert war, konnte auch als Rent- 
ner nicht Mitglied einer Krankenkasse wer- 
den. 

Im Jahre 1941 wurde die Krankenversiche- 
rung der Rentner eingeführt, die gegenüber 
dem bis dahin geltenden Recht etwas Neu- 
artiges darstellte. Sie räumte allen Rentnern, 
auch denen, die früher nicht Mitglieder der 
sozialen Krankenversicherung waren, einen 
gesetzlichen Anspruch auf die Sachleistungen 
nach dem Zweiten Buche der Reichsversiche- 
rungsordnung und auf ein besonderes Sterbe- 
geld ein. Die Kosten wurden von den Trä- 
gern der Rentenversicherung in Form eines 
Pauschalbetrages für jede Rente getragen. 
Den zum Bezug einer Verslchertenrente Be- 
rechtigten wurde 1, — DM von der Rente 
einbehalten. Diesen Abzug hat das Sozial- 
versicherungsanpassungsgesetz vom Juni 1949 
beseitigt. Seitdem genießen alle Rentner einen 
für sie beitragsfreien Krankenversicherungs- 
schutz. 

Diese Regelung wurde zwar seinerzeit als 
großer soziale»- Fortschritt angesehen; es hat 
sich iedoch In q. Folgezeit, insbesondere seit 
der Währungsumstellung, erwiesen, daß ihr 
manche Mängel einer Kriegsmaßnahme an- 
haften. Die Rentner führten vor allem Klage 
darüber, daß wegen der verzögerten Renten- 
bewilligung oft zwischen dem Ausscheiden 
aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung 
und dem Beginn der Rentnerkrankenver- 
sicherung eine Unterbrechung des Versiche- 
rungsschutzes eintrat, ferner, daß sie Zu- 
schüsse zum Zahnersatz und zu größeren 
Heilmitteln nicht erhalten konnten. Auch 
hatten Rentner, die während ihres Arbeits- 
lebens bei einer anderen als einer Ortskran- 
kenkasse versichert waren, den Wunsch, als 
Rentner Mitglied ihrer Krankenkasse zu 
bleiben. 

Große Schwierigkeiten ergaben sich aus der 
für die Aufbringung der Mittel vorgesehenen 
Regelung. Den Krankenkassen wurden Lei- 


stungen auferlegt, für welche die Mittel nicht 
dureb Beiträge nach den Grundsätzen der 
sozialen Krankenversicherung aufgebracht 
wurden, sondern für die feststehende Pausch- 
beträge von den Trägern der Rentenversiche- 
rung zu zahlen waren. Diese Regelung hat 
sich nicht bewährt. Die Pauschbeträge wur- 
den seit 1951 wiederholt erhöht, zuletzt 
durch die Verordnung vom 27. August 1953; 
trotzdem wurde eine endgültige Befriedigung 
nicht erreicht. Als nachteilig erwies es sich 
auch, daß die Rentenversicherungsträger zwar 
die Pauschbeträge zahlen mußten, jedoch 
keinen Einfluß auf die Entwicklung der Aus- 
gaben hatten. 

Die Behebung der dargelegten Mängel kann 
nur durch eine grundlegende gesetzliche Neu- 
ordnung der Krankenversicherung der Rent- 
ner erreicht werden. Der Entwurf sucht diese 
Aufgabe dadurch zu lösen, daß er den Schutz 
der allgemeinen Krankenversicherung den 
Rentnern gewährt, die auch während Ihres 
Arbeitslebens Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenkassen waren. Er läßt sich dabei von 
dem Gedanken leiten, daß die Rentner auch 
an ihrem Lebensabend möglichst von der- 
selben Kasse betreut werden sollen, der sie 
schon bisher angehört und an die sie ihre 
Beiträge entrichtet haben. Dies entspricht 
dem die Sozialversicherung beherrschenden 
Grundsatz der Solidarität, von der die Rent- 
ner nicht ausgeschlossen sein dürfen. 

Aus der Einbeziehung der Rentner in die all- 
gemeine Krankenversicherung ergab sich der 
vom Entwurf eingeschlagene Weg, die Kran- 
kenversicherung der Rentner — wie es auch 
dem Beschluß des 1. Deutschen Bundes- 
tages vom 20. März 1953 entspricht — in das 
Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
einzugliedern. Dies ist zugleich ein bedeut- 
samer Schritt zur Vereinheitlichung des 
Rechts der Krankenversicherung. 

Der Entwurf trifft Vorsorge, daß künftig 
eine Unterbrechung des Versicherungsschutzes 
beim Übergang von der versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung zum Rentenbezug ver- 
mieden wird. Er verbessert die den Rentnern 
zu gewährenden Leistungen, Indem er ihnen 
auch Zuschüsse zum Zahnersatz und den 
größeren Heilmitteln zubilligt und ein 
Sterbegeld nach den gleichen Grundsätzen 
wie den übrigen Mitgliedern einräumt. Das 
der sozialen Krankenversicherung fremde Zu- 
satzsterbegeld wird beseitigt. Um die Wirt- 
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schaftlichkelt der Krankenversidierung zu. 
gewährleisten, wird eine angemessene Kosten- 
beteiligung (Arzneikosterianteil undKranken- 
sdieingebühr) vorgesehen. Diese Neuregelung 
gilt zugleich für die gesamte Krankenver- 
Siidierung. Außerdem wird das Familien- 
sterbegeld als Pfliditleistung allgemein ein- 
geführt. Die Übergangsvorschriften gewähr- 
leisten, daß bei Inkrafttreten des Gesetzes 
unbillige Härten vermieden werden. Dies ge- 
schieht insbesondere dadurch, daß denjenigen 
Rentnern, die bisher versichert waren und 
künftig nicht mehr zu dem versidierungs- 
pfliditigen Personenkreis gehören, das Recht 
der freiwilligen Weiterversicherung einge- 
räumt wird. 

B, Besonderer Teil 

Zu Art. 1 Nr. 1 Buchstabe a 

In die Versicherungspflicht werden Personen 
einbezogen, die 

a) tdle Voraussetzungen für den Bezug einer 
Versichertenrente (Ruhegeld) oder einer 
Hinterbliebenenrente erfüllen und 

b) einen Antrag auf Gewährung dieser Rente 
gestellt haben und 

c) während der letzten fünf Jahre vor Stel- 
lung des Rentenantrages mindestens 
52 Wochen in der sozialen Krankenver- 
sicherung versichert waren oder renten- 
berechtigte Hinterbliebene Krankenver- 
sicherter sind, oder 

d) Hinterbliebene solcher Angestellter sind, 
die, ohne in den Genuß einer Rente ge- 
langt zu sein, während der letzten fünf 
Jahre vor dem Tode mindestens 52 Wo- 
chen In der sozialen Krankenversicherung 
versichert waren. 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß bei Stellung 
des Rentenantrages vor oder bei dem Aus- 
scheiden aus der versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung der Versicherungsschutz nicht 
unterbrochen wird. Damit ist ein offenkundi- 
ger Mangel des bisher geltenden Rechts be- 
seitigt. Abweichend von Ihm werden diejeni- 
gen Rentenberechtigten vom Schutz der 
gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlos- 
sen, die ihr während Ihres Arbeitslebens nie 
angehört haben. Ferner werden auch diejeni- 
gen Rentenberechtigten ausgeschlossen, de- 
ren Beziehungen zur sozialen Krankenver- 
sicherung sich seit mehr als fünf Jahren vor 
Bezug der Rente dadurch gelöst haben, daß 
sie nach dem Ausscheiden aus der Versiche- 
rungspflicht vom Recht der Weiterversiche- 


rung keinen Gebrauch gemacht haben. Der 
Ausschluß dieses Personenkreises Ist eine not- 
wendige Folge der Einbeziehung der Rentner 
In die allgemeine soziale Krankenversicherung, 
da die Beiträge der im Arbeitsleben stehen- 
den Versicherten auch für die Versicherung 
der Rentner mit in Anspruch genommen 
werden. Es wäre auch nicht berechtigt, den 
Rentnern, :die während Ihres Arbeitslebens 
Leistungen für die Gemeinschaft der Ver- 
sicherten nicht erbracht haben, nunmehr den 
Genuß des Schutzes dieser Gemeinschaft zu- 
zubilligen. Endlich waren auch diejenigen 
Rentner auszuschließen, die während der letz- 
ten fünf Jahre vor dem Beginn der Rente 
weniger als 52 Wochen krankenversichert 
waren. Dies ist notwendig, um zu verhindern, 
daß nur durch eine vorübergehende kurz- 
fristige Beschäftigung die Vergünstigungen 
des kostenlosen Krankenversicherungsschutzes 
während des Rentenbezuges erkauft werden. 

Zu Nr. 1 Buchstabe b 

Da die Rentner nicht gegen Entgelt beschäf- 
tigt sind, mußte die Vorschrift des § 165 
Abs. 2 auf die Arbeiter und Angestellten be- 
schränkt werden. 

Zu Nr. 1 Buchstabe c 

Es wird sichergestellt, daß künftig eine Dop- 
pelmitgliedschaft der Rentner ausgeschlossen 
wird. Übt der Rentner eine versicherungs- 
flichtige Beschäftigung aus, so hat die sich 
ieraus ergebende Versicherungspflicht Vor- 
rang. Das gleiche gilt, wenn der Rentner nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften versichert 
Ist. Hinterbliebene von Rentnern, die einen 
eigenen Anspruch auf Versiehe rtenrente 
haben, sind auf Grund des eigenen Renten- 
bezugs pflichtversichert, soweit für sie nicht 
Anspruch auf Familienhilfe besteht. 

Zu Nr. 2 

§ 167 a stimmt mit dem § 167 in der nunmehr 
geltenden Fassung überein. Er Ist daher ent- 
behrlich. 

Zu Nr. 3 

DieBefreiungsvorschrift des § 172 Nr. 7 RVO 
war aufzuheben, weil künftig beschäftigte 
Rentner dieselben Rechte und Pflichten haben 
wie die übrigen versicherungspflichtig BeschäL 
tigten. 

Zu Nr. 4 

Der Ausschluß des Anspruchs auf Kranken- 
geld für die Rentner entspricht dem bisher 
geltenden Recht. Er berücksichtigt die Tat- 
sache, daß auch während der Krankheit des 
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Rentners die Rente weitergczahlt wird und 
sein Lebensunterhalt nicht durch die Gewäh- 
rung eines Krankengeldes sichergestellt wer- 
den muß. 

Zu Nr. 5 

Eine Beteiligung des Versicherten an den 
Kosten von Arznei, Heil- und Stärkungsmit- 
teln war nach bisher geltendem Recht nur in 
Form einer Verordnungsgebühr vorgesehen. 
Wie bereits im allgemeinen Teil der Begrün- 
dung hervorgehoben, erfordert die Sorge um 
die Wirtschaftlichkeit der Krankenversiche- 
rung im Interesse der Versicherten und die 
Tatsache des ständig steigenden Arzneimittel- 
vetbrauchs künftig eine Beteiligung des Ver- 
sicherten an den Kosten. Die Beteiligung hält 
sich in sozial angemessenen Grenzen und ist 
nach den Kosten der Verordnung gestaffelt. 
Als MindestbetCiligung ist der Betrag von 
0,50 DM festgesetzt, sofern die wirklichen 
Kosten nicht geringer sind. Die höchste Be- 
teiligung beträgt 3, — DM. Den besonderen 
sozialen Verhältnissen der Rentner trägt die 
Vorschrift dadurch Rechnung, daß diese nur 
die Hälfte der für die beschäftigten Versicher- 
ten vorgesehenen Beteiligung zu tragen haben. 

Zu Nr. 6 

Die bisherige Befreiung der Rentner von der 
Verordnungsgebühr konnte für die Beteili- 
gung an den Arzneikosten nicht übernommen 
werden, da bei diesem Personenkreis der be- 
sonders hohe Arzneimittelverbrauch dies 
nicht gestattet. 

Zu Nr. 7 

Eine Beteiligung an den Kosten der Kranken- 
hauspflege ist nach geltendem Recht nur in 
der Familienhilfe vorgesehen. Eine Heranzie- 
hung des Rentners zu diesen Kosten erschien 
unerläßlich, da der Rentner erfahrungsgemäß 
das Krankenhaus nicht nur zur Heilung aku- 
ter Krankheiten, sondern auch zur Gewähr- 
leistung etwa erforderlicher Pflege aufsucht. 
Dies rechtfertigt die unterschiedliche Behand- 
lung des Rentners gegenüber dem beschäftig- 
ten Versicherten, der sich in der Regel nur 
so lange als unbedingt erforderlich Im Kran- 
kenhaus aufhält. Die Beteiligung des Rent- 
ners an den Kosten der Krankenhauspflege 
hält sich in sozial vertretbaren Grenzen. Für 
Härtefälle erhalten die Selbstverwaltungs- 
organe die Ermächtigung, von einer Heranzie- 
hung ganz oder teilweise abzusehen. Desglei- 
chen kann die Satzung bei bestimmten Krank- 
heiten allgemein eine Kostenbeteiligung aus- 
schließen. 


Zu Nr. 8 

Es gelten die Ausführungen zu Nr. 4. 

Zu Nr. 9 

Die Krankenscheingebühr wird wieder für 
den gesamten Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eingeführt und in Angleichung an die verän- 
derten Lohn- und Preisverhältnisse auf 
0,50 DM erhöht. 

Zu Nr. 10 

Es gilt das zu Nr. 4 und 8 Gesagte. Zu be- 
rücksichtigen ist jedoch, daß der bisher gel- 
tende Ausschluß des Stillgeldes aus gesund- 
heitspolitischen Gründen aufgehoben wird. 

Zu Nr. 11 

Es gilt das zu Nr. 7, 8 und 10 Gesagte. 

Zu Nr. 12 

Das Mltgiiederstetbegeld wird für alle Ver- 
sicherten und damit auch für die Rentner auf 
das zwanzig fache des Grundlohnes festgesetzt. 
Zugleich wird ein Mindestbetrag von 
75, — DM vorgeschrieben. Diese Ergänzung 
bringt für die Rentner eine wesentliche Lei- 
s t un gs V e rb e ss e ni n g . 

Zu Nr. 13 

Da durch § 201 ein allgemeiner Mindestbe- 
trag von 75, — DM für das Mitgliedersterbe- 
geld vorgeschrieben Ist, mußte der für die 
Selbstverwaltung eingeräumte Spielraum er- 
weitert werden. Die Satzung soll daher künf- 
tig das Mindeststerbegeld bis auf 100, — DM 
erhöhen können. 

Zu Nr. 14 

Es gilt das zu Nr. 4, 8 und 10 Gesagte. 

Zu Nr. 15 

Die Regelungen für das Familiensterbegeld 
waren bisher nicht einheitlich. Nunmehr wird 
das Familiensterbegeld im gesamten Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes als Pflichtleistung vor- 
geschrieben und zugleich ein Mindestbetrag 
von 50, — DM festgesetzt. Diese Regelung 
bedeutet eine beachtliche Leistungs Verbesse- 
rung. 

Die bisherigen Zweifel über den Anspruch auf 
Sterbegeld bei Totgeburten werden dadurch 
beseitigt, daß die Satzung in diesen Fällen 
Sterbegeld bis zu 50, — DM zubilligen kann. 

Zu Nr. 16 

Diese Vorschrift ändert das bisher geltende 
Redit mit dem Ziele einer Besserstellung des 
Rentners insoweit ab, als <das Ruhen der 
Krankenhilfe während des Aufenthaltes in 
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einer Heil- und Pflegeanstalt oder eines nicht 
nur vorübergehenden Krankenhausaufent- 
haltes beseitigt wird, wenn der Rentner nicht 
nur zur Pflege in der Anstalt untergebracht 
ist. 

Zu Nn 17 bis Nr. 22 

Wie in der allgemeinen Begründung ausge- 
führt, sollen die Rentner möglichst Mitglie- 
der der Kasse bleiben, der sie während ihres 
Arbeitslebens angehört haben. Die Vorschrif- 
ten über die Kassenzuständigkeit tragen die- 
ser Forderung Rechnung. Hervorgehoben sei, 
daß bei Neuerrichtung von Betriebskran- 
kenkassen auch die Rentner und ihre Hinter- 
bliebenen Mitglieder dieser Kasse werden, die 
während ihres letzten Beschäftigungsverhält- 
nisses dem Betrieb angehört haben. Dies ent- 
spricht dem Gedanken der Betriebsgemein- 
schaft. 

Zu Nr. 23 

§ 306 RVO bedurfte einer Ergänzung, durch 
die der Beginn der Mitgliedschaft der Rentner 
geregelt wird. 

Auf die Ausführungen zu Nr. 1 Buchstabe a 
wird verwiesen. 

Zu Nr. 24 

Die Vorschrift des § 312 RVO über das Ende 
der Mitgliedschaft bedurfte für die Rentner 
einer Ergänzung, die klarstellt, daß mit dem 
Tod des Rentners oder mit dem Entzug der 
Rente die Mitgliedschaft endet. Das Ruhen 
der ganzen Rente berührt die Mitgliedschaft 
als solche nicht, jedoch werden für diesen Zeit- 
raum Beiträge nicht erhoben und Leistungen 
nicht gewährt. 

Zu Nr. 25 

Um diejenigen Versicherten, deren Antrag 
auf Gewährung einer Rente endgültig abge- 
lehnt oder denen die Rente entzogen wurde, 
nicht von dem Recht auf freiwillige Weiter- 
versicherung auszuschließen, das ihnen im 
Zeitpunkt der Rentenantragstellung nach 
§ 313 Abs. 1 RVO Zustand, bedurfte der Ab- 
satz 2 einer entsprechenden Ergänzung. 

Zu Nr. 26 

Nach Nr. 1 Buchstabe a ist Voraussetzung der 
Pflichtversicherung in der Krankenversiche- 
rung der Rentner die Berechtigung zum Be- 
zug einer Rente oder eines Ruhegeldes (Hin- 
terbliebenenrente). Die Mitgliedschaft be- 
ginnt jedoch schon bei Stellung des Renten- 
antrages, also zu einem Zeitpunkt, zu dem 
noch nicht feststeht, ob er berechtigt ist. Dies 


wird erst durch den Bescheid des Rentenver- 
sicherungsträgers oder durch die Entscheidung 
im sozialgerichtlichen Verfahren festgestellt. 
Während dieser Zelt müssen daher diejenigen, 
die einen Antrag auf Gewährung einer Rente 
gestellt haben, zum Bezug der Rente aber 
nicht berechtigt sind, als Mitglieder gelten. 
Diese Formalmitgliedschaft endet mit dem 
Ablauf des Monats, In dem die Ablehnung 
des Rentenantrags endgültig geworden ist. 
Dies ist der Fall, wenn der Verwaltungsakt 
der Ablehnung bindend geworden ist oder 
eine rechtskräftige Entscheidung eines Sozial- 
gerichts vorliegt. 

Zu Nr, 27 

Die durch die Eingliederung der Rentner in 
die Krankenversicherungspflicht bewirkte 
persönliche Mitgliedschaft bei Kassen der ver- 
schiedenen Arten erfordert es, daß besondere 
Meldevorschriften getroffen werden. Dem 
trägt die vorgesehene Ergänzung des § 317 
durch die neuen Absätze 5 bis 7 Rechnung. 

Zu Nr. 28 

Die Vorschrift des § 380 bedurfte einer Er- 
gänzung, die klarstellt, daß die Mittel für die 
Krankenversicherung außer von den Ver- 
sicherten und den Arbeitgebern von den Trä- 
gern der Rentenversicherung und von dem 
Träger der Angestelltenversicherung aufge- 
bracht werden. 

Zu Nr. 29 

Die Neufassung des § 381 bestimmt, daß die 
versicherten Rentner selbst Beiträge nicht zu 
leisten haben, ausgenommen in der Zeit, die 
zwischen Rentenantrag und Rentenbeginn 
liegt. Bei rückwirkender Rentenbewilligung 
werden ihnen die Beiträge für die Zeit vom 
Beginn der Rente bis zur Zustellung des Ren- 
tenbescheides zurückgezahlt. Zu den Aufwen- 
dungen der Krankenkassen für die Rentner 
leisten die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten besonders bemessene 
Beiträge (vgl. Nr. 31). 

Zu Nr. 30 

Die Vorschriften über Beitragsfreiheit bei Ar- 
beitsunfähigkeit und Schwangerschaft gelten 
nicht für die versicherten Rentner, da die für 
diese Regelung maßgebenden Gründe bei 
ihnen nicht vorliegen. 

Zu Nr. 31 

Die Vorschrift des § 385 der Reichsversiche- 
rungsordnung, die sich mit dem Grundlohn 
für die Bemessung der Beiträge befaßt, be- 
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durfte für die Rentner einer Ergänzung, da 
sie ein Arbeitsentgelt nicht beziehen. Es schien 
nahe zu liegen, an die Stelle des Arbeitsent- 
geltes die Rente zu setzen. Die übereinstim- 
mende Auffassung aller Beteiligten war aber, 
daß sich dann ein für die Krankenversiche- 
rung unzureichender Beitrag ergeben hätte. 
Deshalb sieht der Entwurf als Beredinungs- 
grundlage einen durchschnittlichen Grund- 
lohn aller Krankenkassen (mit Ausnahme der 
Ersatzkassen) für den Bereich jedes Landes 
vor. Diese Regelung nimmt auf die geblet- 
lidien Unterschiede ln den Preis- und Lohn- 
verhältnissen Rücksicht. Lediglich drei bun- 
desunmittelbare Betriebskrankenkassen (Bun- 
desbahn, Bundespost und Bundesverkehr) 
sollen von dem durchschnittlichen Grundlohn 
im Geltungsbereich des Gesetzes ausgehen. 
Unter Berücksichtigung der verminderten Ein- 
kommensverhältnisse der Rentner sollen die- 
se Durchschnittsgrundlöhne um 40 v. H. ge- 
kürzt werden. Außerdem soll nicht der allge- 
meine Beitragssatz für ihre Beitragsberech- 
nung gelten, sondern ein um ein Drittel nie- 
drigerer Beitragssatz. Dies erscheint im Hin- 
blick auf den Ausschluß der Rentner von den 
Barleistungen angemessen. 

Zu Nr. 32 

Dem Bundesminister für Arbeit wird die Er- 
mächtigung erteilt, die erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften über die Zahltage, über 
das Beitragseinzugsverfahren und über die Be- 
rechnung der durchschnittlichen Grundlöhne 
mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassen. 
Den Bedürfnissen der Praxis wird dadurch 
Rechnung getragen, daß die beteiligten Bun- 
desverbände vorher gehört werden sollen. 

Zu Nr. 33 

Die Sonderstellung, die die Ersatzkassen in- 
nerhalb des Krankenversicherungsrechts ein- 
nehmen, erforderte eine Ergänzung der ein- 
schlägigen Vorschriften. Diesem Ziele dient 
die Einfügung der neuen §§ 514 und 515 
RVO. Entsprechend der für die übrigen 
Krankenkassen in Bezug auf die Kassenzu- 
ständigkeit getroffene Regelung werden auch 
die Rentner, die während Ihres letzten Be- 
schäftigungsverhältnisses bei einer Ersatz- 
kasse versichert waren, diesen Kassen zuge- 
wiesen. Dasselbe gilt für die Hinterbliebenen 
dieser Rentner. Ein Wechsel der Mitglied- 
schaft zu einer anderen Krankenkasse ist 
ihnen jedoch nicht mehr möglich. 

Die Aufbringung der Mittel ist auch für die 
Rentner, die Mitglieder einer Ersatzkasse 
sind, nach denselben Grundsätzen wie für die 


übrigen Rentner geregelt. Die Ersatzkassen, 
deren Geschäftsbereich sich über den gesam- 
ten Geltungsbereich dieses Gesetzes erstreckt, 
werden bezüglich der Berechnung des Grund- 
lohnes den Betriebskrankenkassen der Bun- 
desbahn, der Bundespost und des Bundesver- 
kehrsministeriums gleichgestellt. 

Zu Art. 2 
Zu §§ 1 und 2 

Da nach dem geltenden Recht die Durchfüh- 
rung der Rentnerkrankenversicherung in den 
Händen der Allgemeinen Ortskrankenkassen 
Hegt, Ist es erforderlich, die nach dem Gesetz 
vom 24- Juli 1941 versicherten Rentner nun- 
mehr In die nach diesem Gesetz zuständigen 
Kassen zu überführen. Es erschien angebracht, 
den Rentnern die Möglichkeit einzuräumen, 
auch bei ihrer bisherigen Kasse zu verblei- 
ben. Da bisher Mitgliederverzeichnisse nicht 
geführt wurden, künftig aber die nament- 
liche Erfassung der Rentner unerläßlich ist, 
soll der Mitgliedschaftswechsel zu einer an- 
deren Kasse auf Antrag erfolgen. Rentner, die 
einen solchen Antrag nicht stellen, verbleiben 
demnach Mitglieder Ihrer bisherigen Kasse. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung regelt den verwaltungs- 
mäßigen Ablauf der Eingliederung der Rent- 
ner in die allgemeine Krankenversidierung. 
Um allen Kassen die Unterlagen für ihre neu 
hinzukommenden Mitglieder zu geben, sol- 
len die Rentner bei der zweiten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes stattfindenden Renten- 
zahlung eine von der nunmehr zuständigen 
Krankenkasse beglaubigte Bescheinigung über 
Ihre Mitgliedschaft abgeben. Der Nachweis 
für die Voraussetzungen der Mitgliedschaft 
kann durch Glaubhaftmachung erbracht wer- 
den. 

Zu § 4 

Da die Mitgliedschaft nunmehr mit dem Tag 
der Stellung des Rentenantrages, nach dem 
bisher geltenden Redit jedoch erst mit dem 
Erhalt eines Rentenbescheides beginnt, mußte 
eine besondere Vorschrift für diese Rentner 
getroffen werden, die auf ihrerr Rentenan- 
trag bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
keinen Bescheid erhalten haben. 

Zu § 5 

Die Vorschrift will verhüten, daß durch die 
Umorganisation der Rentnerkrankenversiche- 
rung eine Unterbrechung In der Überweisung 
der Mittel von den Trägern der Rentenver- 
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Sicherung an die der Krankenversicherung 
eintritt. 

Zu §7 

Die nadh der Neuordnung der Rentnerkran- 
kenversicherung nicht mehr krankenver- 
sicherten Rentner sollen zur Wahrung ihres 
Besitzstandes das Recht der freiwilligen Wei- 
te rversicherung erhalten. Sie müssen sich in- 
nerhalb einer Frist von sechs Monaten er- 
klären, jedoch war sicherzustellen, daß sie den 
Versicherungsschutz während dieser Erklä- 
rungsfrist nur dann ununterbrochen genießen, 
wenn sie auch die Beiträge vom Tage des In- 
krafttretens des Gesetzes an entrichten. An- 
dernfalls beginnt die Versicherung mit dem 
Tage des Eingangs der Anzeige bei der Kasse. 
Die Höhe der Beiträge entspricht der der 
pflichtversicherten Rentner, jedoch können 
sie in den erforderlichen Fällen die Verset- 
zung in eine niedere Lohnstufe beantragen. 
Auch kann der Vorstand beim Vorlie- 
gen entsprechender Einkommensverhältnisse 
sie höher einstufen (§ 313 a). 

Zu § 8 

Aus Billigkeitsgründen mußte für diejenigen, 
die Rente nach dem Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetz beziehen, eine Sonderbe- 
stimmung vorgesehen werden. Für die Be- 
rechnung der Frist von fünf Jahren, während 
der sie bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert gewesen sein 
mußten, soll an die Stelle des Zeitpunktes 
der Stellung des Rentenantrages der 1. Juni 
1944 treten. 

Zu § 9 

Die Krankenkassen haben vielfach Klage 
darüber geführt, daß die Zusatzversicherungen 


eine der Krankenversicherung fremde Ver- 
sicherungsart und unwirtschaftlich sind. Da- 
her sollen die bestehenden Zusatzversiche- 
rungen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erlöschen. Da insbesondere künftig die Rent- 
ner das Sterbegeld nach denselben Vorschrif- 
ten wie die übrigen Mitglieder der Kranken- 
versicherung erhalten, war die nach dem gel- 
tenden Recht zulässige Ster'begeldversicherung 
auch entbehrlich. Zur Wahrung des Besitz- 
standes ist aber Vorsorge getroffen, daß die 
seit der Währungsumstellung gezahlten Bei- 
träge zur Zusatzsterbegeldversicherung beim 
Tode des Versicherten auf Antrag erstattet 
werden. 

Zu§ 10 

Diese Regelung beruht auf dem Ergebnis von 
Beratungen des Verbandes der Deutschen 
Rentenversicherungsträger mit der Vereini- 
gung der Verbände der Ortskrankenkassen, 
entspricht also den Wünschen der betroffenen 
V ersicherungsträger. 

Zu § 11 

Für eine Änderung der knappschaftlichen 
Krankenversicherung der Rentner besteht 
kein Bedürfnis. 

Zu Art. 4 

Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes muß das bisher geltende Bundes- 
und Landesrecht der Krankenversicherung 
der Rentner außer Kraft treten, soweit es 
nicht für die knappschaftliche Krankenver- 
sicherung gilt. Ferner waren zwei der für den 
Bereich der britischen Zone in bezug auf die 
beschäftigten Rentner getroffenen Regelun- 
gen dem geltenden Recht anzupassen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Entwurf eines Gesetzes über Änderun- 
gen und Ergänzungen des Zweiten und 
Vierten BuAes der Relchsversidierungs- 
ordnung und des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes (Gesetz über Krankenver- 
sicherung der Rentner — KVdR)" 

Begründung 

Der Entwurf will die KVdR, die seither 
unbestritten eine Leistung der Renten- 
versicherung ist, zu einer Leistung der 
Krankenversicherung machen. 

Dagegen bestehen 

a) grundsätzliche systematische Bedenken, 

b) Bedenken wegen der Härten, die sich 
für Mitglieder von Krankenkassen mit 
besonders hohem Anteil von Rent- 
nern, insbesondere von Flüchtlings- 
rentnern, ergeben, und 

c) Bedenken gegen eine durch nichts zu 
begründende ungerechte Behandlung 
verschiedener Gruppen von Rentnern. 

Zu a) 

Grundsätzliche systematische Bedenken 
Die Rente hat heute die Aufgabe, als Er- 
satz für Lohn oder Gehalt die Existenz 
zu sichern. Vom Lohn und Gehalt wird 
durch die Beiträge zur Krankenversiche- 
rung auch der Schutz für den Fall der 
Krankheit finanziert. Die Finanzierung 
der KVdR ist daher eine Aufgabe der 
Rentenversicherung. 

Für die Krankenversicherung wäre die 
jahrelange Vorfinanzierung einer späte- 
ren langfristigen Leistung, wie der KVdR, 
ein Fremdkörper. Für die Rentenversiche- 
rung ist sie Wesensmerkmal. Im Grunde 
erkennt der Entwurf der Bundesregierung 
das durch die Bestimmung an (Nr. 33), 
daß die Rentenversicherung die Mittel für 
die KVdR aufbringen soll. Die Renten- 
versicherungsträger hätten ohne die Zu- 


stimmung zu dieser Überlegung keine 
LFrsache, der Krankenversicherung einen 
Beitrag zu leisten. 

Zu b) 

Bedenken wegen der Härten für Kranken- 
kassen mit besonders hohem Anteil von 
Rentnern, insbesondere von Flüchtlings- 
rentnern 

Der Entwurf verlegt die Finanzierung der 
KVdR in die engen bezirklichen Grenzen 
der einzelnen 2059 Krankenkassen (Orts- 
krankenkassen, Landkrankcnkasscn, Be- 
triebskrankenkassen, Innungskrankenkas- 
sen, Ersatzkassen). Das Verhältnis kran- 
kenversicherter Rentner zu aktiven Mit- 
gliedern der Krankenkassen schwankt 
heute bei den Ortskrankenkassen zwi- 
schen 12 V. H. und über SOv.H. Rentner- 
anteil. Bei jeder einzelnen Kasse ergibt 
sich damit ein neues Durchschnittsrisiko 
und die Notwendigkeit, entweder die Bei- 
träge zu erhöhen oder die Leistungen — 
audi für die beruflich aktiven Mitglieder 
— zu senken. In diese Zwangslage ge- 
raten vor allem Krankenkassen mit einem 
hohen Anteil versicherter Rentner, Insbe- 
sondere mit einem besonders starken An- 
teil von Flüchtlingsrentnern. 

Zu c) 

LFnbegründet ungerechte Behandlung ver- 
schiedener Gruppen von Rentnern 

Der Entwurf schließt (Nr. 1) aus der 
Krankenversicherung der Rentner aus: 

a) Rentner, die zwar vor dem Renten- 
bezug versichert waren, aber während 
der letzten 5 Jahre nicht 52 Wochen 
versichert waren, 

b) Rentner, die vor dem Rentenbezug kei- 
ner gesetzlichen Krankenversicherung 
angehörten und 

c) Hinterbliebene der unter a) und b) 
Aufgeführten. 
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Die Begründung beruft sich (S, 10) auf ein 
unterschiedlidies Schutzbedürfnis. 

Ein Angestellter, der wegen seines Ein- 
kommens von etwas mehr als 500, — DM 
der Krankenversicherungspflicht nicht 
unterliegt, erhält bei dem heutigen 
Rentenniveau eine so erheblich niedrigere 
Rente, daß sein Schutzbedürfnis auf 
Einbeziehung in die Krankenversicherung 
der Rentner unbedingt zu bejahen ist. 
Erst recht gilt das bei den- wesentlich 
niedrigeren Bezügen der Hinterbliebenen. 
Es ist unverständlich, daß die Bundes- 
regierung einen Betrag von fast 
1^/4 Mio DM für eine groß angelegte 
Enquete über die Lebensumstände der 
Rentner — „Buchstabe L“ — zur Verfügung 
stellt, aber noch vor dem Abschluß dieser 
Erhebung eine Abgrenzung des Kreises 
der Schutzbedürftigen vornehmen will. 
Eine etwaige neue Abgrenzung des Krei- 
ses der Schutzbedürftigen in der Renten- 
versicherung ist ggf. nach sorglicher Prü- 
fung aller Unterlagen nur im Rahmen der 
von der Bundesregierung angekündigten 
Sozialreform-Gesetzgebung vorzunehmen. 
Nur dann kann sie verantwortungsbewußt 
in voller Kenntnis der Tatsachen gesche- 
hen. Die jetzigen Abgrenzungsversuche 
sind ohne ausreichende Unterlagen über 
die echte Schutzbedürftigkeit recht will- 
kürlich vorgenommen worden und lassen 
erwarten, daß Rentner und Hinterblie- 
bene (a bis c), die ihre Krankenversiche- 
rung voll aus eigenen Beiträgen finanzie- 
ren sollen (während der aktiv Beschäftigte 
nur die halben Beiträge zahlt), von der 
Rentenversicherung unter Berufung auf 
die ihnen im Grundgesetz garantierte 
Gleichbehandlung eine Beitragszahlung 
für eine eigene Krankenversicherung ver- 
langen werden. 

Artikel 1 

2. Nr. 1 Buchstabe awird wie folgt geändert: 

In § 165 Abs. 1 Nr. 3 wird nach dem 
Wort „erfüllen“ das Komma gestrichen 
und dafür das Wort „und“ eingefügt; 
ferner werden die Worte „und während 
. . . bis „. . . versichert waren“ ge- 
strichen. 

In § 165 Abs. 1 Nr. 4 wird der Halbsatz 
von „dies gilt “ bis ver- 

sichert waren“ gestrichen. 


Begründung 

Die Krankenversicherung der Rentner ist 
eine Leistung der Rentenversicherung, die 
allen Rentnern einheitlich zu gewähren 
ist. 

3. Nr. 1 Buchstabe c 

In § 165 Abs. 6 werden die Worte „oder 
daß für sie nicht ein gesetzlicher Anspruch 
auf Familienkrankenhilfe besteht“ ge- 
strichen. 

Begründung 

Die Krankenversicherung der Rentner 
kann als Pflichtversicherung nicht durch 
den abgeleiteten Anspruch auf Familien- 
krankenpflege ausgesAlossen werden. Der 
Ausschluß von der Krankenversicherung 
der Rentner würde für die Betroffenen 
zudem eine beachtlidie Schmälerung der 
Leistungen bedingen. 

4. Nr. 5 

§ 182 a erhält folgende Fassung: 

„§ 182 a 

Bei der Abnahme von Arznei, Heil- 
und Stärkungsmitteln hat der Versidierte 
von den Kosten jeder Verordnung einen 
Betrag von fünfzig Deutsche Pfennig an 
die abgebende Stelle, jedoch nicht mehr 
als die wirklichen Kosten, zu zahlen. Ent- 
hält das Verordnungsblatt mehr als eine 
Verordnung, so ist der Betrag nur einmal 
zu entrichten.“ 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs be- 
deutet eine nicht zu vertretende soziale 
Härte, eine mögliche Gefährdung der ge- 
sundheitlichen Betreuung, insbesondere bei 
teuren Arzneimitteln, und eine erhebliche 
Verwaltungsmehrarbeit. Außerdem würde 
für die Mehrzahl der Rentner auch die 
im Entwurf vorgesehene Beteiligung an 
den Arzneimittelkosten eine untragbare 
Härte bedeuten, auch wenn diese Beteili- 
gung nur die Hälfte der von den aktiven 
Versicherten zu entrichtenden Gebühr be- 
tragen würde. 

5. Neue Nr. 6 a 

§ 182 b Abs. 1 soll sinngemäß auch für die 
in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Personen gelten. 

Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 6 b. 
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6. Nr. ? 

ist zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist erforderlich wegen der 
außerordentlichen Schwierigkeiten, die die 
verwaltungsmäßige Durchführung dieser 
Bestimmung zur Folge hätte, und wegen 
der sozialen Härten, die sich bei dieser 
Regelung nicht vermelden ließen. Es er- 
scheint notwendig, dieses Problem im 
größeren Zusammenhang zu regeln. 

7. Nr. 9 

ist zu streichen. 

Begründung 

Zunächst soll lediglich eine Rechtsanglei- 
chung erfolgen, 

8. Nr. 23 

Zu § 306 Abs. 2 wird die Begründung 
der Krankenversicherung der Rentner 
durch bloße Rentenantragstellung nur 
für den Fall bejaht, daß am Tage der An- 
tragstellung eine Mitgliedscliaft beim Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung 
bestanden hat. 

9. Nr. 26 

In § 315 a Abs. 1 sind die Worte „wäh- 
rend der letzten “ bis „. . . . ver- 

sichert waren und“ zu streichen. 

In § 315 a Abs. 2 sind die Worte „dies 

gilt auch '' bis versichert 

waren‘‘ zu streichen. 

Begründung 

Angleichung an den Wortlaut des § 165 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 (Nr. 1 Buchstabe a). 

10. Nr. 27 

In § 317 Abs. 7 sind nach dem Wort 
„Entzug“ die Worte „, den Wegfall“ ein- 
zufügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung der Gründe für 
die Einstellung der Rentenzahlung, die 
der Kasse unverzüglich mitzuteilen sind. 

11. Nr. 29 

§ 381 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Mittel für die Krankenver- 
sicherung der in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
bezeichneten Versicherten werden durch 
die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und durch den Träger der Ren- 


tenversicherung der Angestellten nach 
Maßgabe des § 385 Abs. 2 aufgebracht.“ 

Begründung 

Die Regierungvorlage sieht einen Beitrag 
zu den Aufwendungen vor, während 
§ 515 (Nr. 33) zutreffend die Aufbringung 
der Mittel vorschreibt. Diese Fassung Ist 
auch für § 381 Abs. 2 zu übernehmen. 

12. Zu Nr. 31 

Die in Nr. 31 der Regierungsvorlage 
angewandte Methode zur Feststellung des 
Beitrags der Rentenversicherung wird 
dem Grunde nach für richtig gehalten. 
Im Ergebnis darf für die Rentenversiche- 
rungsträger aus diesem Gesetz kein finan- 
zieller Vorteil erwachsen und der Kran- 
kenversicherung eine Belastung durch 
Verminderung des bisherigen Leistungs- 
aufwandes der Rentenversicherung nicht 
entstehen. Der in der Regierungsvorlage 
festgelegte Abstrich des durchschnittlichen 
Grundlohnes um 40 vom Hundert würde 
aber zweifellos dieser Forderung nicht 
entsprechen. Dieser Vomhundertsatz muß 
deshalb entsprechend vermindert werden. 

13. a) Folgende Nr. 34 wird eingefügt: 

„34. Das Vierte Buch der Reichsver- 
sicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

§ 1250 RVO erhält folgende Fas- 
sung; 

, Regelleistungen sind Renten, Bei- 
tragserstattungen, Heilverfahren 
sowie die Versicherung der Ren- 
tenempfänger gegen Krankheit 
nach den Vorschriften des Zwei- 
ten Buches.'“ 

b) Folgende Nr. 35 wird eingefügt: 

„35. Das Angestelltenversicherungs- 
gesetz wird wie folgt geändert: 
§ 23 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes erhält folgende 
Fassung; 

, Regelleistungen sind Renten 
(§§ 26, 28), Beltragserstattungen 
(§§ 46, 47), Heilverfahren (§ 51) 
sowie die Versicherung der Rent- 
ner gegen Krankheit nach den 
Vorsdiriften des Zweiten Buches 
derRelchsversidierungsordnung.'“ 

Begründung zu a) und b) 

Siehe Begründung zur vorgesdilagenen 
Änderung der Überschrift des Gesetzent- 
wurfs. 
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14. Artikel 2 

In § 9 Satz 1 ist das Wort „erlöschen“ 
durch die Worte „können bei der für die 
Durchführung der Krankenversicherung 
nach diesem Gesetz zuständigen Kranken- 
kasse fortgesetzt werden“ zu ersetzen. 
Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Beseitigung der Zusatzsterbegeldver- 
sicherung würde eine außerordentliche 
Härte und einen Verstoß gegen Treu und 
Glauben für die betroffenen Rentner be- 
deuten; denn sie haben kaum noch eine 
Möglichkeit, eine Sterbegeldversicherung 
einzugehen. 

15. Artikel 3 

Die Berlin-Klausel erhält folgende Fas- 
sung: 

„Artikel 3 
Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
Im Land Berlin mit folgenden Maßgaben: 

1. In Artikel 1 Nr. 1 tritt an die Stelle des 
§ 1 des Gesetzes über die Erhöhung der 
Einkommensgrenzen In der Sozialver- 
sicherung und der Arbeitslosenversiche- 
rung vom 13. August 1952 (Bundes- 


gesetzbl. I S. 437) der § 1 Ajjs. 1 des 
Gesetzes über die Einführung einer 
Einkommensgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversidierung des Landes Berlin 
vom 26. Februar 1953 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 150). 

2. Artikel 1 Nr. 18 bis 22 Ist erst anzu- 
wenden, wenn die entsprechenden Vor- 
schriften der Relchsverslcherungsord- 
nung im Land Berlin in Kraft gesetzt 
werden. 

3. Artikel 1 Nr. 33 gilt nur, insoweit die 
Ersatzkassen die gesetzliche Kranken- 
versicherung im Land Berlin bereits 
durchführen, im übrigen von dem Zeit- 
punkt ab, an dem die Ersatzkassen auf 
Grund einer gesetzlichen Ermächtigung 
ihre Tätigkeit im Land Berlin wieder 
aufnehmen. 

4. Artikel 2 §§ 1 bis 4 ist von dem in 
Nr. 2 und 3 genannten Zeitpunkt ab 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
Mitgliedschaft nach § 1 bei der Kasse 
beantragt werden kann, der der Ver- 
sicherte vor dem 8. Mai 1945 zuletzt 
52 Wochen angehört hat.“ 

Begründung 

Es handelt sich um die den besonderen 

Erfordernissen des Gesetzes entsprechende 

BerUn-Klausel. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1 . 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
kann mit Ausnahme einiger weniger, unter 
Ziffer II auf geführter Vorschläge aus folgen- 
den Gründen nicht zugestimmt werden: 

Zu Nr. 1 und 13 

Der Bundesrat hat Einwände gegen die lei- 
tenden Grundsätze und den Aufbau des 
Gesetzes erhoben. Diese Einwände nehmen 
ihren Ausgang von der Fragestellung, ob die 


Krankenversicherung der Rentner (KVdR) 
eine Leistung der Krankenversicherung oder 
der Rentenversicherung ist. Der von der 
Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf 
hat sich — wie entgegen der Ansicht des 
Bundesrates betont werden muß — im An- 
schluß an das geltende Recht für die Zuord- 
nung der Krankenversicherung der Rentner 
zur Krankenversicherung entschieden. Es 
entspricht allein dem natürlichen Zusammen- 
hang, daß die Betreuung der kranken Rent- 
ner sachgemäß nur von der dezentralisierten 
und mit den Problemen kranker Menschen 
vertrauten Krankenversicherung vorgenom- 
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men werden kann, nicht dagegen von den 
Trägern der Rentenversicherung. Die Vor- 
schläge des Bundesrates mit der Verankerung 
der KVdR im Vierten Buch der Reichsver- 
sicherungsordnung und im Angestelltenver- 
sicherungsgesetz — die von einer Erörterung 
der Finanzierungsfragen sorgfältig zu trennen 
sind — laufen, wie auch in der Aussprache 
im Plenum des Bundesrates in Erscheinung 
getreten ist, in der sozialpolitischen Ziel- 
setzung darauf hinaus, daß die klare Abgren- 
zung der Aufgaben der verschiedenen Ver- 
sicherungsträger verwischt und damit die 
sachgemäße Trennung zwischen Kranken- 
und Rentenversicherung gefährdet wird. Die 
Vorschräge des Bundesrates tragen nicht iden 
sozialpolitischen Grundgedanken Rechnung, 
daß Träger einer Aufgabe derjenige sein 
muß, der sie in eigener Verantwortung 
durchführt. 

Zu Nr. 1 a) 

Der Bundesrat ist der Auffassung, es folge 
aus dem Zweck der Rente, daß die KVdR 
von der Rentenversicherung finanziert wer- 
den müsse und daß sie daher als Regelleistung 
in § 1250 RVO aufzuführen sei. Diese Vor- 
stellung führt im Ergebnis dazu, die Rente 
in einen Teil für die Versorgung des Rent- 
ners im Falle der Krankheit, in weitere Teile 
etwa für Miete, Kleidung, Nahrung usw. auf- 
zuspalten. Damit würde die Rentenhöhe nicht 
mehr nach dem früher erhaltenen Lohn oder 
Gehalt und den in entsprechender Fiöhe ent- 
richteten Beiträgen bemessen werden. Eine 
solche Entwicklung dürfte auch nicht in der 
Absicht des Bundesrates liegen. Der Vorschlag 
des Bundesrates — und nicht die in dem Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung vorgesehene 
Regelung — nimmt eine bei der Sozialreform 
zu treffende Entscheidung über den Aufbau 
der Rente vorweg. 

Im übrigen ist nicht ersichtlich, warum eine 
„Vorfinanzierung"' der KVdR durch die 
Krankenversicherung erforderlich sein sollte. 

Zu Nr. 1 b) 

Die vom Bundesrat geäußerten Bedenken 
wegen der Auswirkungen auf Krankenkassen 
mit besonders hohem Anteil von Rentnern 
berühren allenfalls die Frage der Bemessung 
der Beiträge, nicht dagegen den Grundsatz 
des Regierungsentwurfs, daß die Kranken- 
versicherung der Rentner ihrem Wesen nach 
Aufgabe der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung ist. 


Zu Nr. 1 c) 

Der Bundesrat wendet sich weiter gegen den 
Ausschluß von einigen wenigen Gruppen 
von Rentnern 

aa) wegen der angeblichen Schutz'bedürftig- 
keit dieser Gruppen, 

bb) wegen einer angeblich ungerechtfertigten 
ungleichen Behandlung von Versicherten. 

Zu aa) 

Hinsichtlich des Ausschlusses einiger weniger 
Gruppen von Rentnern aus der KVdR stellt 
die Begründung des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung in erster Linie auf die Soli- 
darität der Versicherten innerhalb der Kran- 
kenversicherung ab, an der alle diejenigen 
keinen Anteil haben, die schon früher nicht 
in der Krankenversicherung versichert waren. 
Wie in der Begründung dargelegt, Ist der 
Ausschluß dieses Personenkreises eine not- 
wendige Folge der Einbeziehung der Rentner 
in die allgemeine soziale Krankenversiche- 
rung, da die Beiträge der im Arbeitsleben 
stehenden Versicherten auch für die Ver- 
sicherung der Rentner mit in Anspruch ge- 
nommen v/erden. Es wäre auch nicht berech- 
tigt, den Rentnern, die während ihres Ar- 
beitslebens Leistungen für die Gemeinschaft 
der Versicherten nicht erbracht haben, nun- 
mehr den Genuß des Schutzes dieser Gemein- 
schaft zuzubilligen. 

Zu bb) 

Ein Verstoß gegen die Gleichbehandlung der 
Versicherten Ist nicht ersichtlich. Art. 3 GG 
verbietet eine ungleiche Behandlung nur bei 
gleichen Tatbeständen, Dieser Fall ist hier 
aber nicht gegeben, da die vorherige Zuge- 
hörigkeit zur Krankenversicherung, von der 
die KVdR abhängig ist, keineswegs eine will- 
kürliche, sondern eine sachlich gebotene Un- 
terscheidung darstellt. 

Zu Nr. 2 

Es gilt das zu Nr. 1 Gesagte. 

Zu Nr, 3 

Der Ausschluß der Pflichtversicherung der 
Rentner bei Bestehen eines Anspruches auf 
Familienkrankenpflege entspricht dem Grund- 
satz der Subsidiarität der Rentnerkranken- 
versicherung. Infolge des Tatbestandsmerk- 
mals der Unterhaltsberechtigung in § 205 
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RVO wird der Ausschluß in der Regel nur 
bei Halbwaisen erfolgen. Die zum Bezug 
einer Rente berechtigte Halbwaise anders zu 
stellen als das Kind eines Rentners, wäre 
sachlich nicht gerechtfertigt. 

Zu Nr. 4 

Die im Entwurf vorgesehene Beteiligung der 
Versicherten ist so gehalten, daß sie keine 
soziale Härte bedeutet. Die Verwaltungs- 
mehrarbeit ist bei einer gestaffelten Beteili- 
gung nicht wesentlich größer als bei einer 
einheitlichen Beteiligung. Die bei der Einfüh- 
rung einer Arzneigebühr gemachten Erfah- 
rungen haben bewiesen, daß eine Gefährdung 
der gesundheitlichen Betreuung nicht zu be- 
fürchten Ist. Eine differenzierte Beteiligung 
an den Arzneikosten besteht auch In einer 
Reihe von europäischen Staaten. 

Zu Nr. 6 

Aus einer ähnlichen Regelung In der Familien- 
krankenpflege sind sdiwerwiegende verwal- 
tungsmäßige Schwierigkeiten bisher nicht ent- 
standen. Die differenzierte Regelung des Ent- 
wurfs und die weitgehende Einschaltung der 
Selbstverwaltung bieten die Gewähr, daß 
soziale Härten nicht erwachsen werden. 

Zu Nr. 7 

Die Streichung würde die gegenwärtige 
Rechtszersplitterung weiter bestehen lassen. 


Zu Nr. 9 

Dem Änderungswunsch wird aus den zu Nr. 1 
genannten Gründen nicht zugestimmt. 

Zu Nr. 11 

Die Regelung des § 515 (Nr. 33) enthält einen 
Grundsatz, dem auch § 380 (Nr. 28) ent- 
spricht, während § 381 Abs. 2 (Nr. 29), auf 
den auch § 515 (Nr. 33) verweist, das Nähere 
hierzu bestimmt. 

Zu Nr. 12 

Die Bundesregierung glaubt, an ihrem Vor- 
schlag festhalten zu sollen. 

Zu Nr. 14 

Da die Rentner das Sterbegeld nadi den glei- 
chen Grundsätzen erhalten wie die übrigen 
Versicherten, ist die Beseitigung der Zusatz- 
sterbegeldverslcherung schon deswegen gebo- 
ten, weil die Beiträge der Rentner in keinem 
Verhältnis zur Leistung stehen. Diese Sonder- 
regelung für die Rentner würde daher zu 
Lasten der übrigen Versicherten gehen, denen 
die Rentner nunmehr gleichberechtigt sind. 
Ein Verstoß gegen Treu und Glauben kann 
angesichts der grundsätzlichen Besserstellung 
der Rentner nicht angenommen werden. 

11 . 

Den Änderungsvorschlägen Nr. 5, 8, 10 
und 15 des Bundesrates wird zugestimmt. 
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